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Auf der EGÖD-Konferenz über Frauen- und Gleichstellungsfragen am 24. November 2023 

werden wir gemeinsam unser kompromissloses Engagement für Frauenrechte und 

Geschlechtergleichstellung bekräftigen. 

Wir werden nicht nur für die Durchsetzung unserer Rechte kämpfen, sondern verurteilen auch 

die besorgniserregende Zunahme der Angriffe auf grundlegende Rechte und Freiheiten und 

hier besonders auf das Recht auf reproduktive Selbstbestimmung und auf die Umsetzung des 

Ziels einer umfassenden Geschlechtergleichstellung.   

Die Rechte zahlreicher Menschen werden angegriffen. Es ist wichtig, gegen alle Formen von 

Rassismus und Diskriminierung zu kämpfen, dazu gehören auch Belästigung und Gewalt 

gegen Geflüchtete, Arbeitsmigranten/-innen, Roma-Angehörige und die LGBT+-Community 

sowie alle Bevölkerungsgruppen, die wegen ihrer sexuellen Orientierung, ihrer 

geschlechtlichen Identität, einer Behinderung, ihrer ethnischen Herkunft oder ihrer 

tatsächlichen oder vermuteten Religion stigmatisiert werden. 

Wir werden uns weiterhin für rechtliche Rahmen einsetzen, die die sexuelle und reproduktive 

Selbstbestimmung garantieren einschließlich des Rechts auf eine freie, sichere und legale 

Abtreibung. Wir werden weiterhin die Solidarität der EGÖD-Mitglieder untereinander fördern; 

dies gilt besonders, wenn es um die Verteidigung der Demokratie und der Frauenrechte, der 

LGBT+-Rechte und der Gewerkschaftsrechte geht. 

Privatisierungen und Einschränkungen öffentlicher Dienste treffen Frauen härter und 

vergrößern die Ungleichheiten zwischen Männern und Frauen. Aus diesem Grund fordern wir 

mehr Initiativen zur Armutsbekämpfung in Anbetracht der unverhältnismäßigen Folgen, die 

Armut für Frauen, Kinder und Menschen in prekären Situationen hat. Wir fordern konkrete 

Maßnahmen, um etwas gegen die steigende Anzahl von armen Menschen zu unternehmen, 

und wir fordern, die  Kommerzialisierung der Care-Arbeit rückgängig zu machen. 

Wir verpflichten uns weiterhin auf die Entwicklung starker Aktionen, um das 

geschlechtsspezifische Einkommens- und Rentengefälle zu verringern; um den Grundsatz der 

gleichen Entlohnung für gleichwertige Arbeit durchzusetzen und um gegen jede andere Form 

diskriminierender Löhne aufgrund u. a. von Alter, ethnischer Zugehörigkeit, Nationalität, 

geschlechtlicher Identität, Behinderung, sexueller Orientierung, Religion oder des Standortes 

vorzugehen.   

Wir haben das Datum für unsere Konferenz bewusst gewählt, um damit auf den 

Internationalen Tag zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen aufmerksam zu machen. 

Geschlechtsspezifische Gewalt ist nach wie vor ein Übel, unter dem viel zu viele Menschen 

leiden. Wir haben nicht vor, stillzuhalten, sondern zu handeln und für unsere Rechte 

einzustehen. Sexuelle Gewalt und Belästigung gegen Frauen werden als Waffe eingesetzt, 



um Frauen aus dem öffentlichen Raum und der politischen Sphäre zu verdrängen. In diesem 

historischen Moment weisen wir nachdrücklich auf das unverhältnismäßige Leid von Frauen 

inmitten der Brutalität von Kriegen hin, die sich mit ihrer Gewalt unmittelbar gegen die Körper 

von Frauen richten. Wir bekräftigen unseren Widerstand gegen den Einsatz bewaffneter 

Konflikte als Mittel zur Lösung politischer Konflikte zwischen Staaten. 

Wir werden uns weiterhin dafür einsetzen, dass europäische Regierungen die Istanbuler 

Konvention, das IAO-Übereinkommen 190 und die dazugehörige Empfehlung 206 ratifizieren 

und umsetzen. Wir haben uns zum Ziel gesetzt, die 2022 angenommene Madrider Erklärung 

über die Rolle des sektoralen Sozialdialogs zur Verhinderung von Gewalt und Belästigung 

durch Dritte am Arbeitsplatz – einschließlich häuslicher Gewalt – gegen Beschäftigte im 

öffentlichen Dienst umzusetzen. Die Zunahme von Cyber-, digitaler und Online-Gewalt, die 

sich gegen Frauen richtet, ist eine Bedrohung für die Gleichstellung und die Grundrechte von 

Frauen. 

Unsere Aktionen werden durchgängig in allen EGÖD-Sektoren stattfinden, und wir werden uns 

für eine Stärkung des Sozialdialogs und der Kollektivverhandlungen auf nationaler Ebene und 

der Ebene der EU einsetzen, auch durch eine Revision der Rahmenvereinbarung der EU-

Sozialpartner zu Belästigung und Gewalt am Arbeitsplatz (2007), um sie zu aktualisieren und 

ihr mehr rechtliches Gewicht zu verleihen. Wir weisen darauf hin, wie wichtig Schulungen und 

Unterstützung zum Erreichen von Verhandlungsgleichheit mit aktiver Beteiligung weiblicher 

Verhandlungsführerinnen sind. Frauen müssen ebenso wie Männer die Freiheit haben, ihr 

Leben so zu leben, wie sie es wollen, egal wo sie leben. Der EGÖD steht solidarisch an der 

Seite derjenigen, die für Freiheit kämpfen, und verstärkt ihre Stimmen, um sicherzustellen, 

dass ihr Kampf niemals vergeblich ist, und um ihnen zu versichern, dass sie nicht allein sind. 

 

Rom, 24. November 2023  

 

 


